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Verfahrensrecht

BFH: Feststellungsverjahrung bei Verlustfeststellungsbescheiden

Die Feststellungsfrist fur die Feststellung des vortragsfahigen Gewerbeverlustes endet nicht
vor der Festsetzungsfrist fur den Erhebungszeitraum, auf dessen Schluss der vortragsfahige
Gewerbeverlust festzustellen ist. Eine Feststellung nach dem Ablauf der Feststellungsfrist ist
rechtwidrig. Abweichendes gilt, wenn die zustandige Finanzbehdrde die Feststellung
pflichtwidrig unterlassen hat; die Anderung einer bereits fristgerecht ergangenen
Feststellung fallt nicht darunter.

Sachverhalt

Im Rahmen einer AuBenprifung bei der C-AG fir die Veranlagungszeitraume 2000 bis 2002
wurde festgestellt, dass der Bericht der Vorprufung nicht ausgewertet worden und daher
eine Minderung des gesondert festgestellten vortragsfahigen Gewerbeverlustes auf den
31.12.1995 unterblieben war. Daraufhin holte das Finanzamt eine entsprechend geanderte
Feststellung mit Bescheid vom 18.03.2008 nach. Der hiergegen erhobenen Klage gab das FG
statt.

Entscheidung
Das FG habe zu Recht erkannt, dass der Anderung der angefochtenen Feststellung zum
31.12.1995 der Eintritt der Feststellungsverjahrung entgegen stehe.

Nach & 35b Abs. 2 S. 2 GewsStG sind Verlustfeststellungsbescheide zu erlassen, aufzuheben
oder zu andern, soweit sich die Besteuerungsgrundlagen andern und deshalb der
Gewerbesteuermessbescheid fiir denselben Erhebungszeitraum zu erlassen, aufzuheben
oder zu andern ist. Dabei endet gemald 8 35b Abs. 2 S. 4 1. HS GewsStG die Feststellungsfrist
nicht, bevor die Festsetzungsfrist flir den Erhebungszeitraum abgelaufen ist, auf dessen
Schluss der vortragsfahige Gewerbeverlust gesondert festzustellen ist.

Nach Maligabe des § 181 Abs. 5 AO kann eine gesonderte Feststellung auch nach Ablauf der
fur sie geltenden Feststellungsfrist insoweit erfolgen, als die gesonderte Feststellung fir
eine Steuerfestsetzung von Bedeutung ist, fur die die Festsetzungsfrist im Zeitpunkt der
gesonderten Feststellung noch nicht abgelaufen ist. Die (verfahrensrechtliche)
Selbstandigkeit des Feststellungsverfahrens trete hinter der materiellen Richtigkeit von
Steuerfestsetzungen, fUr die noch keine Festsetzungsverjahrung eingetreten sei, zurtck.

§ 181 Abs. 5 AO greift allerdings nach 8 35b Abs. 2 S. 4 2. HS GewStG nur ein, wenn die
Finanzbehdrde die Feststellung des vortragsfahigen Gewerbeverlustes bzw. des
Verlustvortrags "pflichtwidrig unterlassen" hat. Sei diese Voraussetzung nicht erfullt, durfe
der vortragsfahige Gewerbeverlust bzw. der Verlustvortrag nach Ablauf der
Feststellungsfrist nicht mehr gesondert festgestellt werden.

Im Streitfall ende die vierjahrige Festsetzungsfrist fur den Erhebungszeitraum 1995, auf
dessen Schluss der vortragsfahige Gewerbeverlust zum 31.12.1995 festzustellen sei, unter
Berticksichtigung der im Jahr 2003 abgeschlossenen AuRBenprifung mit Ablauf des
31.12.2007. Zugleich ende die Feststellungsfrist fur die Feststellung des vortragsfahigen
Gewerbeverlustes. Da die Anwendung von 8 181 Abs. 5 AO durch § 35b Abs. 2S.4 2. HS
GewStG untersagt und demzufolge eine Feststellung nach Ablauf der Feststellungsfrist zum
31.12.2007 ausgeschlossen sei, sei der gednderte Feststellungsbescheid auf den 31.12.1995
vom 18.03.2008 rechtswidrig.

Die als pflichtwidrig anzusehende Nichtauswertung der Prifungsfeststellungen durch die
Behorde habe die Méglichkeit einer Feststellung nach Ablauf der Feststellungsfrist nicht
eroffnet. Denn dadurch, dass die Behorde es versaumt habe, eine bereits vorliegende (aber
materiell unzutreffende) Verlustfeststellung bis zum Ablauf der Festsetzungsfrist fur den
Erhebungszeitraum (hier: bis zum 31.12.2007) - und damit dem Ablauf der Feststellungsfrist
- zu andern, habe es nicht "die Feststellung ... pflichtwidrig unterlassen”.

Der Wortlaut der Regelung des 8 35b Abs. 2 S. 4 2. HS GewsStG sei eindeutig. Wenn es darum
gehe, dass die zustandige Finanzbehorde "die Feststellung" pflichtwidrig "unterlassen”
haben musse, um durch Anwendung des § 181 Abs. 5 AO eine Feststellung nach Ablauf der



Feststellungsfrist zu ermdéglichen, sei nur die erstmalige Feststellung angesprochen. § 181
Abs. 5 AO bleibe weiter anwendbar, wenn das Finanzamt keinen
Verlustfeststellungsbescheid erlassen habe, obwohl ihm dies méglich gewesen ware, weil
ihm die Verluste aus einer Steuererkldrung bekannt gewesen seien.

Anmerkung

Finanzministerium NRW, Schreiben vom 24.10.2016

Im Schreiben vom 24.10.2016 erldutert das Finanzministerium NRW maégliche
Anwendungsfalle zur gesonderten Feststellung nach Ablauf der Feststellungsfrist gemal3 §
181 Abs. 5 AO, wie z.B. im Zusammenhang mit Verlustfeststellungen nach 8 10d EStG. Ein
Verlustfeststellungsbescheid nach § 10d EStG kénne nach Ablauf der Feststellungsfrist dann
nach § 181 Abs. 5 AO erlassen werden, wenn das Finanzamt die Verlustfeststellung
pflichtwidrig unterlassen habe (8 10d Abs. 4 S. 6 EStG i. d. F. des JStG 2007). Das FinMin NRW
bestatigt die Auffassung des BFH aus dem vorliegenden Urteil, wonach eine pflichtwidrig
unterlassene Verlustfeststellung nur dann vorliege, wenn eine Verlustfeststellung bisher
ganzlich fehlt, nicht aber, wenn lediglich die Anderung einer bereits fristgerecht ergangenen
Feststellung unterbleibt. Sei eine Erklarung erst kurz vor Ablauf der Festsetzungsfrist
eingegangen, sei das Unterlassen nicht pflichtwidrig (vgl. BFH-Urteil vom 25.05.2011).

Betroffene Normen
§ 35b Abs. 2 S. 4 GewStG 2002, § 181 Abs. 5 AO
Streitjahr 1995

Vorinstanz
Finanzgericht Dusseldorf, Entscheidung vom 19.12.2012, 15 K91/12 F, EFG 2013, S. 313

Fundstelle
BFH, Urteil vom 11.02.2015, I R 5/13

Weitere Fundstellen
Finanzministerium NRW, Schreiben vom 24.10.2016
BFH, Urteil vom 25.05.2011, IXR 36/10, BStBI. 11 2011, S. 807

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
fur wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stltzen,
handelt dieser ausschlielich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Ubernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fir den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=31816




	BFH: Feststellungsverjährung bei Verlustfeststellungsbescheiden
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Anmerkung
	Betroffene Normen


